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1 Zuwendungszweck, Rechtsgrundlagen 

1.1 Das Land gewährt nach Maßgabe dieser Richtlinie auf 
der Grundlage der jeweils zuletzt gültigen Fassung des 
Gesetzes über den öffentlichen Personennahverkehr im 
Land Brandenburg (ÖPNV-Gesetz), der Verordnung 
über den Nahverkehrsplan für den Schienenpersonen-

Anlagen 

Anlage 1: 

Anlage 2: 

Anlage 3a: 

Anlage 3b: 

Anlage 4a: 

Anlage 4b: 

Anlage 5: 

Anlage 6: 

nahverkehr (SPNV-Planverordnung), der §§ 3, 13 des 
Gesetzes über Kreuzungen von Eisenbahnen und Stra­
ßen (Eisenbahnkreuzungsgesetz - EKrG -), des Gemein­
schaftlichen Förderkonzeptes für die Deutschen Ziel-1-
Regionen und des Operationellen Programms für das 
Land Brandenburg für den Zeitraum 2000 bis 2006 so­
wie der §§ 23 und 44 der Landeshaushaltsordnung 
(LHO) und der dazu erlassenen Verwaltungsvorschriften 
(VV/VVG) Zuwendungen für Maßnahmen zur Verbes­
serung des Schienenpersonennahverkehrs (SPNV). 

1.2	 Ein Rechtsanspruch des Antragstellers auf Gewährung 
der Zuwendung besteht nicht. Die Bewilligungsbehörde 
entscheidet aufgrund ihres pflichtgemäßen Ermessens 
im Rahmen der verfügbaren Haushaltsmittel. 

1.3	 Über Ausnahmen von dieser Richtlinie entscheidet im 
Einzelfall das für Verkehr zuständige Ministerium. Aus­
nahmeentscheidungen, die über den Einzelfall hinaus 
von Bedeutung sind, ergehen im Einvernehmen mit dem 
Ministerium der Finanzen. 

2	 Gegenstand der Förderung 

Zuwendungen können für Investitionen in die Eisenbahn­
infrastruktur sowie in Fahrzeuge gewährt werden. 

Im Einzelnen sind insbesondere folgende Vorhaben för­
derfähig: 

2.1	 Eisenbahninfrastruktur 

2.1.1	 Maßnahmen zur Verbesserung der Eisenbahninfrastruk­
tur (ohne Bahnübergangsmaßnahmen entsprechend 
EKrG nach Nummer 2.1.2 und Maßnahmen nach Num­
mer 2.1.3), insbesondere 

- Bahnkörper und Planum 
- Kunstbauten 
- Oberbau 
- Sicherungs-, Signal- und Fernmeldeanlagen 
- Anlagen zur Umwandlung und Zuleitung von Strom 

für die elektrische Zugförderung 
- Abbruch und Räumung im Zusammenhang mit vor­

genannten Maßnahmen, sofern dies für deren Reali­
sierung notwendig ist. 

2.1.2	 Bahnübergangsmaßnahmen, die der Sicherheit oder Ab­
wicklung des Verkehrs gemäß den §§ 3, 13 EKrG dienen; 

förderfähig sind nur jene Kostenanteile der Bahnüber­
gangsmaßnahme, die der beteiligte kommunale Stra­
ßenbaulastträger gemäß den §§ 3, 13 EKrG zu tragen 
verpflichtet ist und bei der sich der Umfang der förder­
fähigen kreuzungsbedingten Kosten (Kostenmasse) 
nach der Verordnung über die Kosten von Maßnahmen 
nach dem Eisenbahnkreuzungsgesetz (1. EKrV) vom 
2. September 1964 (BGBl. I S. 711) in der jeweils gülti­
gen Fassung regelt. 
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2.1.3	 Maßnahmen für betriebs- und verkehrsnotwendige An­
lagen der Zugangsstellen zum SPNV. Dazu gehören 
Maßnahmen wie 

- Ausbau 
- Umbau 
- Modernisierung 
- Neubau 
- Verlegung 
- Schaffung objektiver und subjektiver Sicherheit 
- Abbruch und Räumung im Zusammenhang mit vor­

genannten Maßnahmen, sofern dies für deren Reali­
sierung notwendig ist. 

2.2	 Fahrzeuge 

Beschaffung von Neufahrzeugen für den SPNV sowie 
Nachrüstung und Modernisierung vorhandener Fahr­
zeuge des SPNV. 

2.3	 Planungsleistungen 

Planungsleistungen 

- für die unmittelbare Realisierung der Maßnahmen 
nach den Nummern 2.1.1 und 2.1.3 

- zur Vorbereitung von Investitionsentscheidungen 
über Maßnahmen nach den Nummern 2.1.1 und 
2.1.3 

3	 Zuwendungsempfänger 

Empfänger der Zuwendung bei Maßnahmen nach den 
Nummern 2.1.1, 2.1.3, 2.2 und 2.3 können kommunale 
Gebietskörperschaften, private und öffentliche Unter­
nehmen sein. 

Empfänger der Zuwendung bei Maßnahmen nach Num­
mer 2.1.2 sind kommunale Gebietskörperschaften. 

Die Zuwendung ist eine Kompensation für die dem Zu­
wendungsempfänger durch die Übernahme der gemein­
wirtschaftlichen Tätigkeit entstehenden Kosten. 

Zuwendungsempfänger, die neben weiteren Tätigkeiten 
auch mit Dienstleistungen von allgemeinem wirtschaft­
lichen Interesse im Sinne des Artikels 86 Abs. 2 EG-Ver-
trag betraut sind und dafür staatliche Beihilfen erhalten 
und in den letzten beiden abgeschlossenen Geschäfts­
jahren Umsatzerlöse von mehr als 40 Millionen Euro er­
zielten, sind verpflichtet, intern getrennte Konten zur Er­
fassung der Kosten und Erlöse zu führen (BGBl. 2001 I 
S. 2141). 

Beim Einsatz von Mitteln des Europäischen Fonds für 
Regionale Entwicklung (EFRE) können nur Maßnah­
men kommunaler Gebietskörperschaften und öffent­
licher Unternehmen gefördert werden. 

4	 Zuwendungsvoraussetzungen 

Voraussetzungen für die Gewährung einer Zuwendung 
sind, dass 

4.1	 das Vorhaben zur Verbesserung der Sicherheit, Abwick­
lung, Wirtschaftlichkeit oder Attraktivität des Schienen­
personennahverkehrs (SPNV) im Land Brandenburg 
geeignet ist und den verkehrspolitischen Zielen und 
Grundsätzen gemäß ÖPNV-Gesetz des Landes Bran­
denburg entspricht, 

4.2	 das Vorhaben sich in Übereinstimmung mit den Grund­
sätzen der SPNV-Planverordnung des Landes Branden­
burg befindet, 

4.3	 das Vorhaben mit anderen städtebaulichen und verkehr­
lichen Maßnahmen abgestimmt ist, 

4.4 	 Belange behinderter Menschen, alter Menschen und an­
derer Personen mit Mobilitätsbeeinträchtigungen gemäß 
dem Gesetz zur Gleichstellung behinderter Menschen 
(BGG) vom 27. April 2002 (BGBl. I S. 1467) berück­
sichtigt werden, 

4.5	 das Vorhaben nach den allgemein anerkannten Regeln 
der Technik einwandfrei sowie unter Beachtung der 
Grundsätze der Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit (§ 7 
LHO) geplant ist, 

4.6 	 der Zuwendungsempfänger bei Maßnahmen nach den 
Nummern 2.1.1 und 2.1.3 erklärt, dass § 5 Abs. 2 der 
Verordnung über die diskriminierungsfreie Benutzung 
der Eisenbahninfrastruktur und über die Grundsätze zur 
Erhebung von Entgelt für die Benutzung der Eisenbahn­
infrastruktur (EIBV) vom 17. Dezember 1997 (BGBl. I 
S. 3153) berücksichtigt wird. 

Dies gilt auch für Maßnahmen nach Nummer 2.3, wenn 
es sich um Planungsleistungen für die unmittelbare Re­
alisierung der Maßnahmen handelt.  

4.7	 der Zuwendungsempfänger einen Finanzierungsplan 
vorlegt und er erklärt, dass die Finanzierung seines Ei­
genmittelanteils an der Investition und eventuelle finan­
zielle Leistungen Dritter (ohne öffentliche Förderung) 
nachweislich in der erforderlichen Höhe gesichert sind 
und er bereit ist, auftretende Folgekosten mindestens für 
den Zeitraum der Zweckbindung zu tragen. 

Eigenmittel im Sinne dieser Richtlinie sind die finanziel­
len Mittel, die der Zuwendungsempfänger aus eigenem 
Vermögen bereitstellt oder die der Bund aufgrund seiner 
ihm zugeordneten Aufgabe in Bezug auf Investitionen in 
die Schienenwege der Eisenbahnen des Bundes gemäß 
dem Bundesschienenwegeausbaugesetz bereitzustellen 
hat oder die der Bund aus anderen Gründen (z. B. Ge­
meindeverkehrsfinanzierungsgesetz [Bundesprogramm], 
Deutsche Bahn Gründungsgesetz) bereitstellt. 
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4.8	 bei Maßnahmen nach Nummer 2.2 die Fahrzeuge im 
Land Brandenburg eingesetzt werden und ein Nachweis 
des Fahrzeugbedarfes vorgelegt wird. Bei einem Einsatz 
auf grenzüberschreitenden Linien des SPNV soll ihr 
Einsatz überwiegend im Land Brandenburg erfolgen, 

4.9 	 eine Maßnahme nach Nummer 2.1.2 Bestandteil einer 
mit dem Land Brandenburg abgestimmten SPNV-Aus-
baustrecke entsprechend der SPNV-Planverordnung ist, 

4.10 	 bei Maßnahmen nach den Nummern 2.1.1, 2.1.2 und 
2.1.3 die baurechtlichen Voraussetzungen vorliegen, 

4.11	 der Antragsteller nachweist, dass seine voraussichtlichen 
Netto-Einnahmen nicht erheblich sind [vgl. Artikel 29 
Abs. 4 und Erwägungsgrund 40 der VO (EG) 1260/1999]. 
Die Netto-Einnahmen sind auf das geförderte Vorhaben 
bezogen zu ermitteln.  

5 	Art und Umfang, Höhe der Zuwendungen 

5.1	 Zuwendungsart: Projektförderung 

5.2	 Finanzierungsart: Anteilfinanzierung oder Vollfi­
nanzierung 

5.3	 Form der Zuwendung: Zuschuss bzw. Zuweisung bei 
Maßnahmen nach den Num­
mern 2.1.1, 2.1.3, 2.2 und 2.3 

Zuweisung bei Maßnahmen nach 
Nummer 2.1.2 

5.4	 Bemessungsgrundlage 

5.4.1	 Zuwendungsfähig bei Maßnahmen nach Nummern 
2.1.1, 2.1.3 und 2.2 sind Bau- bzw. Beschaffungskosten. 

Bei einer Maßnahme nach den Nummern 2.1 bis 2.2 ist 
der entsprechende Restbuchwert bzw. Erlös, wenn die­
ser höher ist als der Restbuchwert, von den zuwen­
dungsfähigen Kosten abzusetzen. 

Für die Festlegung der zuwendungsfähigen Kosten bei 
Maßnahmen nach Nummer 2.1.2 gilt die 1. EKrV vom 
2. September 1964 in der jeweils gültigen Fassung. 

Für die Festlegung der zuwendungsfähigen Kosten bei 
Maßnahmen nach Nummer 2.3 gelten grundsätzlich die 
in § 56 bzw. § 65 der Honorarordnung für Architekten 
und Ingenieure (HOAI) in der jeweils gültigen Fassung 
ausgewiesenen Mindestsätze der Honorare. Die Aner­
kennung von Honoraren, die über diesen Mindestsätzen 
liegen, setzt den Nachweis eines höheren Schwierig­
keitsgrades der beantragten Maßnahme voraus. Beson­
dere Leistungen sind gesondert zu begründen und ge­
trennt nachzuweisen. 

Wird die Förderung von Planungsleistungen zeitgleich 
im Rahmen der Antragstellung für die Realisierung von 

Maßnahmen nach den Nummern 2.1.1 oder 2.1.3 bean­
tragt, so sind die Leistungsphasen 2 bis 8 des § 55 HOAI 
bzw. die Leistungsphasen 2 bis 6 des § 64 HOAI zuwen­
dungsfähig. 

Wird die Förderung der Planung gesondert beantragt, so 
sind die Leistungsphasen 2 bis 7 des § 55 HOAI bzw. die 
Leistungsphasen 2 bis 6 des § 64 HOAI zuwendungsfähig.  

Wenn vom Zuwendungsempfänger Maßnahmen gemäß 
Nummern 2.1.1, 2.1.2 und 2.1.3 mit Arbeitsbeschaffungs­
maßnahmen, Strukturanpassungsmaßnahmen bzw. Be­
schäftigung schaffender Infrastrukturförderung nach 
§§ 260 ff., §§ 272 ff. bzw. § 279 a des Dritten Buches So­
zialgesetzbuch verbunden werden, so werden die bewil­
ligten Fördermittel der Bundesanstalt für Arbeit als zu­
wendungsfähige Kosten und als Teil der Eigenmittel des 
Antragstellers anerkannt. Sofern EFRE-Mittel und Mittel 
der Bundesanstalt für Arbeit zur Förderung eingesetzt 
werden, müssen die Zuwendungsempfänger einen Eigen­
beitrag von mindestens 10 vom Hundert der zuwendungs­
fähigen Kosten tragen. 

Nicht zuwendungsfähig sind bei Maßnahmen nach den 
Nummern  2.1.1, 2.1.3, 2.2 und 2.3 insbesondere: 

a)	 Kosten, die ein anderer als der Träger der Maßnah­
me zu tragen verpflichtet ist, 

b) Umsatzsteuerbeträge, die der Träger der Maßnahme 
als Vorsteuer nach § 15 des Umsatzsteuergesetzes 
absetzen kann, 

c) Finanzierungskosten,

d) Instandhaltung und Instandsetzung,

e) Maßnahmen, die der Anpassung der Eisenbahnin­


frastruktur bzw. Fahrzeuge an den zeitgemäßen 
Stand der technischen Entwicklung und nicht der 
verbesserten Abwicklung des SPNV und nicht der 
Sicherheit des Fahrgastes dienen, 

f) die Planungsleistungen der Planungsphase „Objekt­
betreuung und Dokumentation“ gemäß § 55 HOAI, 

g) Grunderwerbskosten, 
h) Baunebenkosten gemäß DIN 276 (Ausgabe 1993), 

Kostengruppen 712, 713, 719, 750, 760, 770, 790. 

5.4.2	 Die Höhe der Zuwendung beträgt grundsätzlich für 
Maßnahmen nach 

- Nummern 2.1.1, 2.1.2, 2.1.3 und 2.2 bis zu 75 vom 
Hundert der zuwendungsfähigen Kosten 

-	 Nummer 2.3 bis zu 50 vom Hundert der zuwen­
dungsfähigen Kosten. 

Zur Finanzierung von Maßnahmen nach den Nummern 
2.1.1, 2.1.3 bzw. 2.3 kann die Bewilligungsbehörde eine 
höhere als die Regelförderung von bis zu 75 vom Hun­
dert bzw. bis zu  50 vom Hundert der zuwendungsfähi­
gen Kosten gewähren, wenn der Zuwendungsempfänger 
nachweist, dass ansonsten die Wirtschaftlichkeit der ge­
förderten Maßnahme nicht gesichert ist. In Ausnahme­
fällen kann eine Vollfinanzierung der zuwendungsfähi­
gen Kosten gewährt werden. 
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Darüber hinaus ist erforderlich, dass 

- der Antragsteller nachweist, dass er an der Realisie­
rung der Maßnahme kein wirtschaftliches Interesse 
hat 

- der Aufgabenträger für den SPNV die Realisierung 
der Maßnahme für unverzichtbar hält und die Maß­
nahme mit einem gesonderten Jahresprogramm 
vom zuständigen Minister bestätigt wird. 

Die Festlegung des Fördersatzes beim Einsatz von För­
dermitteln der EU richtet sich nach den dafür gelten­
den EU-Bestimmungen gemäß „Gemeinschaftliches 
Förderkonzept Ziel 1 und Ziel 1-Übergangsunterstüt-
zung in Deutschland - 2000 - 2006 (GFK)“, „Operatio­
nelles Programm Brandenburg Förderperiode 2000 ­
2006 (OP), Europäischer Fonds für Regionale Ent­
wicklung (EFRE)“ und „Ergänzung zur Programmpla­
nung zum OP Brandenburg Förderperiode 2000 - 2006 
(EzP)“. 

Der Einsatz von EFRE-Mitteln ist nicht für die Förde­
rung von Maßnahmen nach den Nummern 2.2 und 2.3, 
2. Spiegelstrich möglich. 

Das Ministerium für Stadtentwicklung, Wohnen und 
Verkehr (MSWV) legt im Rahmen des zu bestätigenden 
„Jahresförderprogramms der SPNV-Investitionen“ fest, 
für welche Maßnahmen EFRE-Mittel eingesetzt wer­
den. 

5.4.3	 Bei Maßnahmen, die Teil eines größeren Vorhabens 
sind, das nicht ausschließlich SPNV-Zwecken dient, 
sind nur anteilig die für Zwecke des SPNV erforder­
lichen Kosten zuwendungsfähig. 

6 	 Sonstige Zuwendungsbestimmungen 

6.1	 In den Zuwendungsbescheid für Maßnahmen nach den 
Nummern 2.1.1, 2.1.2, 2.1.3 und 2.2  wird eine Zweck­
bindungsfrist gemäß Anlage 6 aufgenommen. Sie gilt ab 
dem Zeitpunkt (Monat) der praktischen Nutzungsfähig­
keit der Maßnahme. 

Bei Maßnahmen nach Nummer 2.3 wird eine Zweck­
bindungsfrist nur aufgenommen, wenn es sich um Pla­
nungsleistungen für die unmittelbare Realisierung von 
Maßnahmen nach 2.1.1 und 2.1.3 handelt. 

6.2 	 Die Vergabe von Leistungen hat auf der Grundlage der 
Verdingungsordnung für Bauleistungen (VOB), Verdin­
gungsordnung für Leistungen - ausgenommen Bauleis­
tungen - (VOL) bzw. Verdingungsordnung für freiberuf­
liche Leistungen (VOF) zu erfolgen. 

Das Submissionsergebnis ist der Bewilligungsbehörde 
unmittelbar nach der Leistungsvergabe vorzulegen. 

6.3	 Zuwendungen für Schienenfahrzeuge gemäß Num­
mer 2.2 mindern grundsätzlich den Zuschussbedarf für 
die Verkehrsleistungen. 

6.4	 Bei Zuwendungen für Eisenbahninfrastrukturmaßnah­
men nach den Nummern 2.1.1 und 2.1.3 ist durch den 
Antragsteller zu erklären, dass die investive Förderung 
des Landes bei der Berechnung des Anteils der Kapi­
talkosten an den Nutzungsentgelten der geförderten 
Eisenbahninfrastruktur zur Erbringung von SPNV-Leis-
tungen nicht in Ansatz gebracht wird. 

Dies gilt auch für Planungsleistungen nach Num­
mer 2.3, wenn es sich um Planungsleistungen für die un­
mittelbare Realisierung von Maßnahmen nach den 
Nummern 2.1.1 und 2.1.3 handelt. 

Ist eine Berücksichtigung der Förderung bei der Be­
rechnung der Nutzungsentgelte nicht möglich, so hat der 
Zuwendungsempfänger durch seine Wirtschaftlichkeits­
rechnung nachzuweisen, dass die Förderung in der be­
antragten Höhe notwendig ist. 

6.5	 Bei einer Vollfinanzierung von Maßnahmen nach den 
Nummern 2.1.1 und 2.1.3 ist grundsätzlich eine bau­
fachliche Prüfung durchzuführen. 

7 	 Verfahren 

7.1	 Anmeldeverfahren 

7.1.1	 Voraussetzung für die Aufnahme einer Maßnahme in die 
„Konzeption der mittelfristigen SPNV-Investitionspla-
nung“ ist ihre Übereinstimmung mit der SPNV-Planver-
ordnung bzw. die Anmeldung derselben bei der An­
tragsprüfbehörde, dem Landesamt für Bauen, Verkehr 
und Straßenwesen (LBVS). 

7.1.2	 Vor Anmeldung der Maßnahme ist mit dem LBVS ein 
Anmeldegespräch zur Erörterung der Maßnahme zu 
führen. Spätestens in dem Anmeldegespräch erhält der 
Antragsteller die erforderlichen Verfahrensunterlagen 
(s. Anlagen 1, 2, 3a, 3b, 4a und 4b). 

7.1.3	 Die Anmeldung einer Maßnahme nach den Num­
mern 2.1.1, 2.1.3, 2.2 und 2.3 hat in der Regel zwei Jah­
re im Voraus zu erfolgen, spätestens jedoch bis zum 
31. März des Jahres, das dem vorgesehenen Beginn der 
Maßnahme vorausgeht. Der Anmeldung sind die erfor­
derlichen Unterlagen (s. Anlage 1) vollständig ausge­
füllt beizufügen. 

7.1.4	 Der Antragsteller erhält bis spätestens zwei Wochen nach 
der Anmeldung eine Eingangsbestätigung vom LBVS. 

Eintretende Änderungen der Maßnahme bezüglich Bau­
zeiten, Kosten, Finanzierung oder technischer Planung 
sind dem LBVS durch den Antragsteller unverzüglich 
mitzuteilen. 

7.2	 Antragsverfahren 

7.2.1	 Der Antragsteller der  Maßnahme stellt für die Maß­



426 Amtsblatt für Brandenburg – Nr. 16 vom 23. April 2003 

nahme, die gemäß Nummer 7.1 in die „Konzeption der 
mittelfristigen SPNV-Investitionsplanung“ aufgenom­
men wurde, den erforderlichen Zuwendungsantrag an 
das LBVS. Dem Antrag sind die erforderlichen Antrags­
unterlagen (s. Anlage 2) vollständig ausgefüllt beizufü­
gen. 

7.2.2	 Der Antrag ist bis 30. September des Jahres beim LBVS 
zu stellen, das dem vorgesehenen Beginn der Maßnah­
me vorausgeht. Die Anträge bilden die Grundlage für 
die Erarbeitung des „Jahresförderprogramm der SPNV-
Investitionen“ durch das LBVS. Das LBVS legt dem für 
Verkehr zuständigen Ministerium das erarbeitete „Jah­
resförderprogramm der SPNV-Investitionen“ bis zum 
30. November des Jahres zur Bestätigung vor. 

7.2.3	 Der Antrag (einschließlich erforderliche Anlagen) ist in 
der Regel in 2facher Ausfertigung zu stellen. 

Bei Maßnahmen nach den Nummern 2.1.1 und 2.1.3 
über 500.000 Euro (beantragter Zuwendungsbetrag) er­
folgt ergänzend eine baufachliche Prüfung durch die 
Liegenschafts- und Bauverwaltung des Landes Branden­
burg. Hierzu ist der Antrag in 3facher Ausfertigung ein­
zureichen. Die Mindestanforderungen an den Antrags­
umfang orientieren sich an der Leistungsphase 3 der Ob­
jekt- bzw. Tragwerksplanung gemäß HOAI. Die bau­
fachliche Prüfung erfolgt grundsätzlich vor Baubeginn. 

7.2.4	 Auf Verlangen des LBVS sind weitere Unterlagen, die 
zur Feststellung der inhaltlichen Förderfähigkeit oder 
der Höhe der zuwendungsfähigen Kosten erforderlich 
sind, vorzulegen. 

Der Antragsteller soll die Unterlagenaufbereitung für 
die Durchführung der baufachlichen Prüfung nach dem 
Merkblatt des Ministeriums der Finanzen „Baufachliche 
Prüfung von Zuwendungsmaßnahmen - Bereich Tief­
und Ingenieurbaumaßnahmen“ in der jeweils gültigen 
Fassung (zur Zeit Oktober 2001) vornehmen. 

7.2.5	 Das LBVS kann Angaben verlangen, die die wirtschaft­
lichen Verhältnisse des Antragstellers betreffen, sofern 
dies zur Sicherung der Zweckbindung erforderlich 
scheint. 

7.3 	 Bewilligungsverfahren 

7.3.1	 Antragsprüfbehörde ist das LBVS. 

7.3.2 	 Das LBVS ist Bewilligungsbehörde bei der Förderung 
von Maßnahmen aus Mitteln gemäß Regionalisierungs­
gesetz. 

Bei Einbeziehung von EFRE-Mitteln in die Förderung 
der Maßnahmen ist abweichend von Absatz 1 die Inves­
titionsbank des Landes Brandenburg (ILB) die Bewilli­
gungsbehörde. 

Die Antragsprüfbehörde informiert den Antragsteller 
über die für ihn zuständige Bewilligungsbehörde. 

Die jeweilige Bewilligungsbehörde entscheidet über die 
Zuwendungsanträge im Rahmen der verfügbaren Haus­
haltsmittel auf der Grundlage der Prüfung der unter den 
Nummern 1, 2 und 4 aufgeführten Zielsetzungen und 
Voraussetzungen und des bestätigten „Jahresförderpro­
gramms der SPNV-Investitionen“. 

7.4	 Anforderungs- und Auszahlungsverfahren 

Die Auszahlung der Mittel erfolgt nach schriftlicher An­
forderung des Zuwendungsempfängers gemäß vorgege­
benem Muster (s. Anlagen 3a, 3b) bei der Bewilligungs­
behörde. 

Die anteilige Verwendung von Fördermitteln zur Be­
gleichung fälliger Rechnungen unter Verwendung des 
im Zuwendungsbescheid festgelegten Eigenanteils wird 
durch den Zuwendungsempfänger bestätigt. 

Bei Einbeziehung von EFRE-Mitteln erfolgt die Mittel­
auszahlung an den Zuwendungsempfänger nur auf der 
Grundlage vorgelegter, bereits bezahlter Rechnungen 
(so genanntes Erstattungsverfahren). Die Höhe bereits 
entstandener zuwendungsfähiger Kosten sowie das Vor­
liegen der übrigen Auszahlungsvoraussetzungen wird 
durch den Zuwendungsempfänger bestätigt. 

7.5	 Verwendungsnachweisverfahren 

Zum Nachweis der zweckentsprechenden Verwendung 
ist der Bewilligungsbehörde ein Verwendungsnachweis 
und bei mehrjährigen Maßnahmen darüber hinaus ein 
Zwischennachweis entsprechend dem vorgegebenen 
Muster der Anlagen 4a und 4b zu übergeben. 

Unterlagen im Rahmen EFRE-finanzierter Maßnahmen 
sind bis Ende 2013 aufzubewahren. 

7.6	 Zu beachtende Vorschriften 

Für die Bewilligung, Auszahlung und Abrechnung der 
Zuwendungen sowie für den Nachweis und die Prüfung 
der Verwendung und die gegebenenfalls erforderliche 
Aufhebung des Zuwendungsbescheides und die Rück­
forderung der gewährten Zuwendung gelten die Verwal­
tungsvorschriften zu § 44 LHO, soweit nicht in dieser 
Förderrichtlinie Abweichungen zugelassen worden sind. 

Über die Landeshaushaltsordnung hinaus sind die Re­
gelungen auf der Grundlage bestehender und vorbehalt­
lich noch zu erlassender einschlägiger Vorschriften der 
EU für den Strukturförderzeitraum  2000 - 2006 zu be­
achten, insbesondere bezüglich der Auszahlungs- und 
Abrechnungsverfahren. 

8	 Geltungsdauer 

Diese Förderrichtlinie tritt mit ihrer Veröffentlichung in 
Kraft und gilt bis zum 31. Dezember 2004. 
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Anlage 5 Anlage 6 

Relevante EU-Bestimmungen Zweckbindungsfristen 

Für die Förderung aus den Europäischen Strukturfonds, insbe­
sondere dem Europäischen Fonds für regionale Entwicklung 
(EFRE), gelten die Bestimmungen des EU-Rechts. Die sind ins­
besondere: 

- Verordnung (EG) Nr. 1260/1999 des Rates vom 21. Juni 
1999 mit allgemeinen Bestimmungen über die Struktur­
fonds, 

- Verordnung (EG) Nr. 1685/2000 der Kommission vom 
28. Juli 2000 mit den Durchführungsbestimmungen zur Ver­
ordnung (EG) Nr. 1260/1999 des Rates hinsichtlich der Zu­
schussfähigkeit der Ausgaben für von den Strukturfonds ko­
finanzierte Operationen, 

- Verordnung (EG) Nr. 1783/1999 des Europäischen Parla­
ments und des Rates vom 12. Juli 1999 betreffend den Euro­
päischen Fonds für Regionale Entwicklung, 

- Mitteilung C (88) 2510 an die Mitgliedstaaten für die Kon­
trolle der Befolgung der Vorschriften über öffentliche Auf­
träge bei von den Strukturfonds und Finanzinstrumenten fi­
nanzierten Vorhaben und Programmen (Amtsblatt der EG 
Nr. C 22 S. 3 vom 28. Januar 1989), die zusätzlich zu 
VOB/VOL und VOF zu beachten ist (Vergaberichtlinien), 

- Verordnung (EG) Nr. 1681/1994 betreffend Unregelmäßig­
keiten und die Wiedereinziehung zu unrecht gezahlter Beträ­
ge im Rahmen der Finanzierung der Strukturpolitiken sowie 
die Einrichtung eines einschlägigen Informationssystems, 

- Verordnung (EG) Nr. 1159/2000 der Kommission vom 
30. Mai 2000 über die vom Mitgliedstaat zu treffenden In­
formations- und Publizitätsmaßnahmen für die Intervention 
der Strukturfonds, 

- Verordnung (EG) Nr. 438/2001 der Kommission vom 2. März 
2001 mit Durchführungsbestimmungen zur Verordnung (EG) 
Nr. 1260/1999 des Rates in Bezug auf die Verwaltungs- und 
Kontrollsysteme bei Strukturfondsinterventionen, 

- Verordnung (EG) Nr. 448/2001 der Kommission vom 
2. März 2001 mit Durchführungsvorschriften zur Verord­
nung (EG) Nr. 1260/1999 des Rates hinsichtlich des Verfah­
rens für die Vornahme von Finanzkorrekturen bei Struktur­
fondsinterventionen. 

Fördergegenstand Zweckbindungsfrist 
in Jahren 

(Änderungen vorbehalten)  

Grunderneuerung Oberbau 
- Gleise 25 
- Weichen (einschl. Heizung)  20 

Bahnkörper (Erdeinschnitt 
und Damm) 25 

Brücken 25 

Tunnel/Unterführungen 25 

sonstige Kunstbauten 25 

Zugsicherungs- und 
Signalanlagen 20 

Elektrotechnische Anlagen 
für Bahnstrom 25 

Fernmeldeanlagen 8 

Notrufanlagen 8 

Gehwege (Bahnhofszuwegung): 
aus Pflaster, Beton, Asphalt, 15 - 20 
Platten 

Gehwege/Bahnhofszuwegung: 
aus Kies, Schotter, Schlacken 5 

Bahnübergangsmaßnahmen 10 

Haltepunkte, Bahnhofsanlagen 
und Bahnhofsgebäude 
- Neubau 20 

Haltepunkte, Bahnhofsanlagen 
und Bahnhofsgebäude 
- Modernisierung 15 

Bahnsteige 25 

Rampen 25 

Betriebshöfe und Werkstätten 25 

Nachrüstung und Modernisie­
rung von Schienenfahrzeugen 
im SPNV 15 

Beschaffung von Neufahr­
zeugen für den SPNV 15 - 20 
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